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Der im Jahre 1898 geborene Klä5er ließ sich im Jahre 195 2 in
Hannover als praktischer Arzt nieder und war seitdem zur Kas—

senprexis zugelassene In den Jehren 1948 bis 1951 wurde er ve—

gen Abtreibung:kt1dlungen mehrfach verurteilt‚und zwar durch

des Ärztliche Berufsgericht Niedersachsen 311 LO Oktober 1948

\%een einer im Oktober 194! oegengenen Abtreibung zu einer Geld—

buße von 108090—— Du und durch das Landgericht Hannover am 120

Apri 1950 (13 Kls 3/50) wegen in den Jahren 1947 bis 1949 be—

gangener Abtreibung en in vier r;ällen zu einer Gesamtstrafe von

einem Jahr und zwei Lh01&ten Cell. 1131 Das Oberlandesgericht

Celle'ververf die Revision des Klägers gegen das Strafkemmerur—

teil am 30 Januar 19510 Ein ■iedereufnahmeentrag des Klägers hat«

te keinen Erfol5o Der Kläger wurde ferner verurteilt durch das

Ärztliche Berufsgeriert Niedersachsen am 270 Juni 1951 wegen

derselben Fälle zu einer Geldbuße von 2 500 ——DM und zum Ver—

lust des aktiven und passiven Beruf snah11eehts iür fünf Jahreo

:Ein weiteres ötw‘11verfahren wegen
Vergeiiens

gegen das Opiumge-

setz wurde cui Grund desStraffreiheitsgesetzes vom 31 De—

zember 1949 (Az„ 22/17 Hs 67/47) vom Amtsgericht in Hannover
eingestelltg Ein beim Regierungspräsidenten in Hannover im Jahre

1951 eingeleitetes Verfahren mit den Ziel9 die Bestellung des

Kläg‚rs als Arzt nach @ 7 der Reichsärzteordnung wegen Schwäche

der geistigen Kräfte zum Ruhen zu bringen, wurde nicht durchge—

führt (AzilO/4a—28B— der Regierung Hannover)c

Auf Antrag der Bezirksstelle Hennover der Kassenärztlichen Ver—

einigung in Hannover entzog der Zulas un5saussehuß Hannover für
f?

die Zrlaseun5 zur k‘s s;enarztliehen £ati 5keit dem Kläger durch

Beschluß vom 170 Juli 1952 nach den @@16 und 25 Nro 1 der Zu—

1as sungsorenung — Brite Zone — wem 21° April 1948 (Zu10) die

Zulassung zur kassenä ztlichen Praxiso Die Berufung des Klägers

wies der Beklagte, der

rBerufurg

sauer ehuß für die Zulassung zur
kassenärztlichen T"ti5lceit durch Beschluß vom 5 November 1952

zurück9 denn nach der Zulussun5 des Klugers sei ein in seiner

Person liegender wichtiger Grund, nämlich seine eherakterliehe
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und moralische Unzulänglichkeit‚ bekannt geworden9 derentwegen

er nicht hätte zuggelassen werden d rfen„ Die fünf Abtreibungs—

fälle seien ein solcher richtiger Grund? sie rechtfertigten die

Annahme? daß der Kläger orelisch und obere kte11ioh unzuläng—

lich und damit zum Kessenarz t ungeeignet sei° Die gegen den Be—

schluß des Beklagten vom 5; November l952 eingereichte Klage gab

das Lendesvorneltungsge;icht Hannover, nachdem des Sozialgerichts—
"J,

gesetz (SGG) in Kraft g trocen war„ an das Sozialgericht (SGO)
I‘ll

i

e

Hannover abo Das SG„ es die Klage durch Urteil vom 91 Februar

1955 abo Es sei nicht erforderlich, daß sich9 wie der Kläger mei—

ne? die im @ l6 ZulO geforderte Unzulänglichkeit gerade in der

kassenärztlichon Tätigkeit offenbart haben m seco Hit der Beru—

fung wandte sich der Kläger gegen die Eos „tellunf eines in seie

ner Person liege1■cen wichtigen Grundee in binne der @@16 und
25 Zul0° Seit er abgetrieben habe? seien immerhin 6 bis 8 Jahre

vergangen‚ die Verstöße k7nnten daher nicht mehr Grundlage einer

Entziehung der Kassen; ulzssung sein. Das Verfahren vor den Zu—

lessungsinetenzen leide außerdem an einem formellen Mangel9 denn

in dem Beschluß vom 5„ Nov mbar 1952 sei entgegen der zwingenden

Vorschrift des 5 8 Abso 2 ZulO nicht angegeben? für welche Zeit

die Zula manng ents ogen werdeo Jährend des Verfahrens vor dem Eee

rufungsgericht ergänzte der Beklagte am 290 Oktober 1955 seinen

Beschluß dahin‚ daß der Kläger nicht vor Ablauf von fünf Jahren

seit dem 50 November 1952 Wieder in das Arztregister eingetragen
werden dürfeo Auch dagegen wandte sich der Kläger‚ der Mangel des

angefochtenen Verwaltunnssk s könne nicht als geheilt angesehen.

werdenp(ienn dieser Beschluß vom 29 01?ueber 1955 sei ohne münd—

liche Verhenilung z standegekcmmen und wegen Verstoßes gegen 5 357

ZulO fehlerhafto

DasL Landessozielg erich.t (LOöG ) h:r;t die Derufung des Klä ers durch

Urteil vom 220 Dezember 1955 zurückgewiesen und cie Pevi.s ion zu-
gelassena Es führt aus, es könne dehinetehon, ob der Ergänzunge—

beschluß vom 290 Uktober 195 5 oidluig. ::53 zustandegekomnen sei \9

denn dieser bescnluß sei nicht Gegenstend des Klegverfahrens ge—
wordene Menn ein Verraltungseit gruncsnt”lich auch noch während

des Berufungsvcrfehrons mit der im 9 96 SGG ausgesprochenen Wir—
kung? m3 der neue Verunltungsemt Gegenstand des Verfahrens wer—
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de; geändert oder ersetzt werden könne, so falle doch der Be—

schluß vom 290 Oktober 1955 aus den Rahmendes @96 see heraus?
denn er bringe selbst zum Ausdruck; daß er die Entscheidung vom

50 November 1952 "ergänze"9 er sei somit keine Änderung, sondern
eine Lrgänzung„ also ein selbstfnäigcr Verwaltungsekt, der mit dem

Entziehungsbeschluß zwar im in eren Zusammenhang stehe, sich aber

von seinem materiellen Inhalt abhebe° wenn im angefochtenen Be—

schluß des Berufun88uussehusses vom 50 November 1952 die Festset—

zung des Zeitpunktes fehle, vor dem der Kläger nicht wieder in

das Arztregieter eingetragen werden dürfe, so sei darin kein

Mangel z sehenc

Das angefochtene Urteil iet den Kläger am'3l„ Januar 1956 zuge—

stellt werden° Mit seiner rechtzeitig beim Bundessozislgerieht

(BSGO) eingegangenen Revision beantragt er:

das Urteil des Lundessosialgeriehts Celle vom

220 Dezember 1955 zu ändern und den Beschluß des

Zulassungsäusschusses Hannover für die Zulassung

zur kaseenärztlichen Tätigkeit vom 110 September

1952 SOWie den Beschluß des Berufungsauesehusses

Niedersachsen für die Zulassung zur keesenärztlichen

Tätigkeit von 5„ November 1952 aufzuheben und dem

Beklagten die Kosten des Verfahrens eufzuer1egen°

Er rügt9 das angefochtene Urteil verletze die @@8‚ 16 und 25
ZulO —

Brito Zone —0 Danach müsse die Lntziehung der Zulassung

eine Zeit eetimmung enthalten, sie müsse entweder befristet sein

oder aber zum Ausdruck bringen‚ daß die 5ntziehung endgültig

sein solle„ Eine—solche Zeitbeetimmung sei aber in den angefoch—

tenen Entscheidungen der Zulassungsbehörden nicht enthalten° Die
Ergänzungsentscheidung des Berufungsemsschuesee sei nach der in

dem angefochtenen Urteil vertretenen Auffassung unbeechtlieh‚ sie

sei im übrigen mit einer beim SG„ Hannover enhängigen Klage an—
gefochteno Die Führung des Arztregisuers durch die Kassenärztliche

Vereinigung bei Utreichungcn auf Grund von Entziehungsbeschlüssen

sei nicht mehr als eine Geschäftsstellentätigkeit für den Zulas—

sungseussehuß‚ Auch die Besen erdemöglichkeit nach 5 4 Abs° 2
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der ZulOo gegen Cie Tätigkeit eer K158enärztlichen Vereinigung

zwinge zu keiner anderen Auffassung‚ denn des Rechtsmittel in

Zulassungecechen ergche sich aus 5 29 Abso 2 ZulO„ Nach 5 8

Abso2 Zu10 dürfe der Arzt vor dem im Beschluß über die bntzie—

hung festgesetzten Zeitpunkt nicht wieder in ein Arztregieter

ingetregen werdeno Die Eintragung in das Arztregister sei

aber nach S 3 Abs„l Satz 1 Zu10 Voraussetzung einer Zulassungc

Daher müßten die bntziehungen eine Zeitbeetinnung enthalten9

sonst seien sie rechtswidrige Anderenfalls cönnte der Arzt

sofort seine Niedereintragung verlangeno Der Kläger rügt fer—

ner9 @@16 und 25 Zu10 seien von [SGD unrichtig angewandt,
weil die Abtreibungen nicht geeignet seien? einen‘in der Per—

son des Arztes liegenäen wichtigen Grund zu bilden? der ihn

zum Kueeenurzt ungeeignet mache; zw'echen der behuupteten Un—

zulängliehkeit und der Kaeeenerzttütigkeit im Zeitpunkt der

Entscheidung der Zulassungsin tanzen bestehe keine Beziehung„

Das angefochtene Urteil beruhe ohne &ahingehende Feststellungen

auf der Annahme? daß im Zeitpunkt der Entscheiäung zwischen

der Abtreibung und der kaseenärztlichen Tätigkeit des Klägers

eine Beziehung: beeiündea Insoweit seien iic @@103 und 106 SGG
verletzt()

Der beklegte beantragt;
die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Lendeeeozialgeriehts Celle vom 22„ Dezember 1955

zurückzuweieenp '

hilfsweieep

das Urteil eufzuheben und den Rechtsstreit

zu neuer Verhandlung und Ent5cheidung zurück—

zuverweieen„

Er hält die Rügen des Klägers für unbegründet, denn @ 8 Absol

Nro 5 und 6 Abso 2 Zu10„ beruhten auf überholtem Zulassungs—

recht und hätten prektiech keine Bedeutung, auch die @@16 und'

e‘25 ZulO seien nicht verl tzto

An Stelle der ursprünglich Verklegten Kassenärztlichen Vereini—

gung Landeeetelle Yiederseeheen und Car 11edcreächsischen Lan-

desverbände der Ortsnrenkcnkeseen, der Lenäkrankenkeesen, Be—

—«6—-
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triebskrankenkessen und Innungsk‘enkenkassen ist nach Zustimmung

Niedersachsen für die Zulassung zur keesenärstlichen Tätigkeit

dieser Berufungcaussehuß als Beklegter getreten (Beschluß des

erkennendcn Senats vom l„701958)0

II;

Der Kläger hat die levision fristgerecht und in richtiger Ferm

eingelegt„ Sie ist stattb.aft9 denn des LEGO hat sie nach @ 162

Abs°l Nr„ 1 SGG zugelassene Sie ist jedoch nicht begründet„ Der

5Kläger muß zwar i Ärztrcgist€r gestrichen werden‚ wenn ihm die

Zulassung entzogen wird (@ 8 Absol Nr° 6 ZulO): Der Beschluß über

die Entziehung der Zulassung zur Kassenpraxis nach 5 25 Nr° l in

Verbo mit 5 16 Pro 1 ZulO ist jedoch nicht deshalb rechtswidrig,
weil die Zulessungsinstenzen keine Zeit bestimmt haben, bis zu

deren Ablauf der Kläger nicht wieder in das Arztregister einge—

tragen werden derfo Zwar ist in £ 8 Abso-2 ZulO bestimmt, daß

ein Arzt vor dem im Beschluß über die Entziehung seiner Zulas—

sung festgesetzten Zeitpunkt nicht wieder in ein Arztregister

eingetragen werden darf° Hieraus ist jedoch nicht zu schließen?
daß die Zulussungsinstänzen verpflichtet sind, eine solche Zeit—

bestimmung in den Entziehungsbeschluß aufzunehmen; 9 8 Abs; 2

ZulO bestimmt vielmehr nur die Rechtsfolgen für den Fall? daß

der Entziehungsbeschluß eine Fristsetzung enthälto Daß @8 Abso2v
ZulO in diesem einschränkcnden Sinne auszulegen ist, ergibt sich

daraus? daß @ 25 Zu109 der die Entziehung der Zulassung näher
regelt9 im Gegensatz zu den entsprechenden Bestimmungen anderer

Zulessungsordnungen keine Vorscäriit über die Dauer des Ausschlus—

ses von der Jiedereintragung in des Ärztrcgister enthält() 5 25

ZulO zwingt also nicht den Zulessungssusschuß‚ eine solche Frist

festzusetzen, während frühere Zulessungsordnungen, z„B„ die Zu—

lassungsordnung von 1937 (5 24 Abso 2)? die Zulessungsordnung

von Baden—Jürttemberg (@ 26 Abso 3)‚ die Zulessungsordnung von
Hessen (@ 26 Absö 5) und die Zulessungsordnung von Rheinland—Pfalz

(@ 25 A so 2) eine solche Pflicht ausdrücklich begründet habeno

Mangels einer entsprechenden Vorschrift in der für den vorlie-

genden Streitfall maßgebenden ZulO für die britische Zone ist da—
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von auszugehen9 daß es hier in des pflichtgemäße Ermessen der

Zulessungsinstenzcn gestellt ist? eine solche Frist zu bestim—

men„ Nur eine solche Befu8nis der Zulessungsinstenzen ergibt

sich aus @ 8 Abso 2 ZulOc Die Fristsetzung ist somit kein not—
wendiger Bestandteil des Lntziehun„soeschlusses‚ und das Feh—

len der Frist ist kein Mangel des ergefechtenen Verwaltungs—

sktes° Die den Zulessungsinetensen eingeriunte Liöglichkeit9

einen Zeitraum zu beetimnen? näch dessen Lblauf der Arzt wie—

der in das Arztregister eingetragen werden kann9 beruht offen—

sichtlich auf der Erwägungb daß die Zulassungsinstsnzen9 die

nach eingehender Prüfung eine £ntziehung aussprechen? in vielen

Fällen besonders gut beurteilen können; nenn ein in der Person

des Arztes liegender wichtiger Grund9 der ihn zum Ksseenerzt

ungeeignet nacht; voraussichtlich veggefellen sein wird oder

einer ■icderzulessung nicht mehr hinderlich zu sein brauchto

De somit das Fehlen einer Fristbestimnung in dem mit der Klage
angefochtenen Intziehungsheechluß vom 50 November 1952 nicht

rechtswidrig ist? bedarf es keiner Prüfung9 ob etwa durch die

Nachholung einer solchen Fristsetzung durch den Beschluß vom
290 Oktober l955 die von dem Kläger — reehtsirrtümlich — ange—

nommene Fehlerhaftigkeit des Entziehungsbeschlusses geheilt

sein würdeo Es kenn also dehinstehen‚ ob der Beschluß vom 290

Oktober 1955 ein ändernäer oder ein selbständiger Verwaltunfs—

akt ist„— Gegen die vom Senat vertretene Auslegung der 55 8
Abso2‚ 25 ZulO brit„ Zone kann euch nith entscheidend einge—

wendt werden? daß danach der Kläger‚ wenn eine Frist nicht fest—
gesetzt worden ist, nicht gehindert wäre, alsbald nach der Ent-

ziehung wieder seine Äiodércintregung in Ärztregister zu ver—
langeno Dem Antrag müßte in der Tat ent prochcn werden, wenn
keine Hindernisse nach 9 5 der ZulO gegeben sindo Ein Recht?

zugelassen zu werden, würde aber dem Arzt aus der Jiedereintra—

gung im Register nicht erwachsen9 denn die Zulassung steht im
Ermessen der Zulassungsinstensen, die die Gründe der Entzie—

hung bei der neuen Entscheidung über die ”ulaseung im Rahmen ih-

res pflichtgemäßen Ermessens gegebenenfalls zu beachten haben;

Auch die Weiteren Rügen der Eevision sind nicht begründet, das
angefochtene Urteil läßt keinen Rechtsirrtum erkennen„ Die @@16
und 25 ZulO si d richtig angewandt„ Es ist rechtlich nicht zu
beenstenden9 daß die Zulassungsinstanzen aus den mehrfachen Ab—

treibungen auf die eherekterliehe und moralische Ungeeignetheit
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des Klä5ers zum Kassenarzt geschlossen und darin einen
"wichtigen Grund" zur Entziehung der Zulassung im Sin—

ne des 5 25 Nr° l in Verbindung mit © 16 Nro l ZulO ge—
sehen hebeno

Ein Verlust des Rechts auf L‘rfuziehung der Zulassung durch

Zeitableuf kommt nicht in Betracht und brauchte nach La—

ge der Dinge vom L5G„ nicht in den Kreis seiner Erwägungen

einoezogen werdeno Die Entzic hung ist zwar erst ausgespro—

chen worden, nachdem am 3„ Januar 1951 das Oberlandesge—

richt Celle die Revision des Klägers gegen das Urteil der
Strafk: mner des Landgerichts Hannover Vom 120 April 1950

verworfen und das ärztliche Eerufsgerieht Hannover am 270

Juni 1951 den Kluger verurteilt hatte° Es ist aber nicht

zu beanstenden9 wenn die Zulessun5sinstenzen zunächst

den Ausgang des strefger 107;tli chen Verfahrens abwarteten0

bevor sie — ohne an die les ts tellungen und die Beurtei—

lung des Strefriehters gebunden zu sein — eine Entschei—

dung uber die Entziehung der Zulassung trafen°

Aueh die Rüge‚ das LSGO hätte bei Fests*t ellun5 des wich—

tigen Grundés die VerhältnisSe des Klägers zur Zeit der

letzten mündlichen Verhandlung vor dem LSGo zugrundele—

gen müssen (vgln BSGo Bdo 7 30 129)? vermag der Revi—
sion nicht zum Erfolg zu verhelfeno Bei der Sohwere der

Verfehlun5e n des Klägers ist ohne Bedenken davon auszu—

gehen‚ daß die durch die Strertaten des Klägers erwie—

sene charakterliehe und moralische Ungeeignetheit zum

Kassensrst auch noch zur Zeit der Verhandlung vor dem
LSGo fortbestanden hato Einer Weiteren Sachaufklärung

(@ 103 SGG) bedurfte es deher nicht?

Die Revision des Klägers war daher als unbegründet zu—
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rückzuweiseno

Die Entscheidung über die Kosten des Revisionsvcrfahrens be—

ruht auf @ 193 SGGO
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